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Internationales Übereinkommen zur Verhütung von Gewalt gegen Frauen zügig ratifizieren

Internationales Übereinkommen zur Verhütung von Gewalt gegen Frauen zügig ratifizieren<br /><br />Zum internationalen Tag der Beseitigung der
Gewalt gegen Frauen am 25. November erklären der menschenrechtspolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Christoph Strässer sowie die
stellvertretende Sprecherin Angelika Graf:<br />Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die Bundesregierung auf, zügig das "Übereinkommen des
Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt" sowie das "ILO-Übereinkommen 189 zum Schutz der
Arbeitsrechte von Hausangestellten" zu ratifizieren.<br />Die Bundesregierung hat das Übereinkommen des Europarats im Mai 2011 gezeichnet. Seitdem
prüft sie die Artikel gemeinsam mit den Bundesländern, in deren Zuständigkeit viele Verpflichtungen fallen. Über den "Zeitpunkt der Fertigstellung des
Gesetzentwurfs" kann sie laut einer Antwort des zuständigen Staatssekretärs aus dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales nichts sagen. Die
SPD-Fraktion bedauert dies. Das Übereinkommen verpflichtet die Staaten zu umfassenden Präventions- und Schutzmaßnahmen sowie zu
Unterstützungsangeboten für die Opfer. Es erfordert auch Änderungen im Straf-, Zivil- und Ausländerrecht. Ein Überwachungsmechanismus sichert die
Umsetzung des Übereinkommens.<br />Das ILO-Übereinkommen 189 anerkennt Hausarbeit als reguläre Lohnarbeit und stellt Hausangestellte -
überwiegend Frauen - anderen Arbeitnehmer/innen gleich. Das Übereinkommen betrifft nicht nur Hausangestellte in deutschen Haushalten, sondern
auch in Diplomatenhaushalten. Unter dem Deckmantel ihrer diplomatischen Immunität behandeln manche Botschaftsangehörige ihr Personal wie
Sklaven. Nach der Ratifizierung ist die Bundesregierung verpflichtet, sich auch um die Rechte von Angestellten in Diplomatenhaushalten zu kümmern.
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werden in der kommenden Woche in den Bundestag einen Antrag einbringen, in dem sie die Ratifizierung der
ILO-Konvention 189 fordern. Schwarz-Gelb ist aufgefordert, aktiv Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen und diese beiden wichtigen menschenrechtlichen
Abkommen zu ratifizieren.<br /><br />SPD-Bundestagsfraktion<br />Platz der Republik 1<br />11011 Berlin<br />Deutschland<br />Telefon: 030/227-5
22 82<br />Telefax: 030/227-5 68 69<br />Mail: presse@spdfraktion.de<br />URL: http://www.spdfraktion.de <br /><br /><img src="http://www.
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Nach der Bundestagswahl am 18. September 2005 setzt sich die SPD-Bundestagsfraktion für die 16. Legislaturperiode aus 222 Abgeordneten
zusammen.  Alle Abgeordneten, die im September 2005 gewählt wurden und der SPD angehören, bilden die SPD-Bundestagsfraktion.In der Sitzung vom
21. November 2005 hat die SPD-Bundestagsfraktion Dr. Peter Struck zu ihrem neuen Fraktionsvorsitzenden gewählt. Mit seinem sehr guten
Wahlergebnis führt Struck als Nachfolger von Franz Müntefering nun die SPD-Bundestagsfraktion.
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